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Wwe. M. A., geb. 1873, wohnt allein in ihrem Häuschen, kein
Barvermögen, geht als Schneiderin auf die Stör bei kleinem
Verdienst.
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Das Gesetz über die Altersbeihilfe im Kanton Zürich ist in
der Volksabstimmung vom 2. Juli 1944 mit 88 973 gegen 16 956
Stimmen angenommen worden. Die politischen Gemeinden
haben auf den 1. Januar 1945 eine Altersbeihilfe im Rahmen
dieses Gesetzes einzurichten. Die Altersbeihilfe erhalten bedürf-
tige Personen im Alter von mehr als 65 Jahren, die in der Ge-
meinde ihren zivilrechtlichen Wohnsitz haben. Berücksichtigt
werden können Kantonsbürger, welche in den letzten 25 Jahren
während mindestens zehn Jahren, Nichtkantonsbürger während
mindestens fünfzehn Jahren, Ausländer während mindestens
zwanzig Jahren, wovon mindestens die beiden Jahre unmittel-
bar vor Ausrichtung der Altersbeihilfe, im Kanton gewohnt
haben. Die Altersbeihilfe für Einzelpersonen beträgt mindestens
Fr. 360.—• und höchstens Fr. 800.—- im Jahr. Ehepaare erhalten
das Anderthalbfache der Altersbeihilfe für Einzelpersonen, Da-
bei werden die Leistungen durch Gemeindeverordnung festge-
setzt, welche sich an folgende Höchstansätze zu halten hat: in
städtischen Verhältnissen Fr. 800.— bzw. Fr. 1200,—, in halb-
städtischen Fr. 720.— bzw. Fr. 1080.— und in ländlichen Ver-
hältnissen Fr, 640.— bzw. Fr. 960.—. ,,Die Gemeinden sind
ermächtigt, zu den Höchstansätzen Zuschüsse zu ausschließlich
eigenen Lasten zu gewähren." Als normale Bedürftigkeitsgrenze
wird in der zum Gesetz gehörenden Verordnung ein Einkommen
von Fr. 1800.— für Einzelpersonen und Fr. 2500.— für Ehepaare
in städtischen Verhältnissen, von Fr. 1600.— bzw. Fr. 2250.— in
halbstädtischen und von Fr. 1400.—• bzw. Fr, 2000.— in länd-
liehen Verhältnissen sowie ein Vermögen von Fr, 4000.—• für
Einzelpersonen und von Fr, 6000.— für Ehepaare zu Grunde
gelegt. ,,Die Gemeinden sind berechtigt, in ihren Gemeindever-
Ordnungen die Höchstgrenzen um je höchstens einen Sechstel zu
überschreiten, sofern dies nach ihren örtlichen Verhältnissen
gerechtfertigt ist." Wird mit der Altersbeihilfe diese Einkorn-
mensgrenze überschritten, so wird die Hilfe um den Mehrbetrag
gekürzt.
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Die Gemeinden tragen, ihre Verwaltungskosten selbst. Im
übrigen erhalten sie Beiträge aus dem Anteil des Kantons Zürich
an den Bundesmitteln für Alters- und Hinterlassenenfürsorge.
Der Kanton trägt die Hälfte der nicht durch Bundesmittel ge-
deckten Gesamtaufwendungen für die Altersbeihilfe, aber nicht
gegenüber allen Gemeinden im gleichen Ausmaß. Vorgesehen
ist ein Grundbeitrag des Staates von 40 "/o sowie zusätzliche
Beiträge, welche abgestuft sind nach dem zur Deckung des Rests
nötigen Gemeindesteueransatz sowie nach dem Gesamtsteuer-
ansatz. Der Grundbeitrag von 40 °/o wird erhöht oder herabge-
setzt, je nachdem die Gesamtaufwendungen des Staates hinter
der vorgesehenen Hälfte zurückbleiben oder sie überschreiten
würden.

Es bleibt uns noch übrig, kurz auf den Aufgabenkreis hin-
zuweisen, welcher dem Zürcher Kantonalkomitee der Stiftung
„Für das Alter" vom nächsten Jahre an bleibt. Der ,,beleuch-
tende Bericht" nimmt auf Grund einer im Jahre 1931 durch-
geführten Erhebung an, daß 85,5 '/o aller im Kanton wohnenden
Alten die im Gesetz vorgeschriebenen Karenzfristen erfüllen,
während 14,5 ®/o der Alten nicht in den Genuß der Gemeinde-
altersbeihilfen kommen können. „Soweit es sich um Schweizer-
bürger handelt, ist der Kanton verpflichtet, ihnen zum minde-
sten die auf sie entfallenden Bundesmittel zukommen zu las-
sen. Die Fürsorge für die unter die Karenzfristen fallenden
Alten wird Sache der Stiftung „Für das Alter" sein. Der Kan-
ton wird ihr zu diesem Zweck einen entsprechenden Teil der
Bundesmittel weiterhin zukommen lassen. Ebenso wird es wün-
sehenswert sein, daß die Stiftung „Für das Alter" ihr segens-
reiches Werk auch sonst in freier Weise fortsetzt. Sie wird
sich namentlich auch derjenigen Alten annehmen können, die
mit der Gemeindealtersbeihilfe allein ihren Lebensunterhalt
nicht bestreiten können, sondern auf eine zusätzliche Hilfe an-
gewiesen sind. Ebenso wird ihr nach wie vor das weite Gebiet
der menschlichen Hilfe an einsam und hilfsbedürftig gewordene
Alte, auf dem sie bis jetzt so erfolgreich gewirkt hat, über-
lassen bleiben."

Ein einigermaßen zuverlässiger Überblick über die Umge-
staltung der Altershilfe im Kanton Zürich wird erst möglich
sein, wenn die Verordnungen der einzelnen Gemeinden alle
vorliegen und daraus ersehen werden kann, welchen Gebrauch
sie von der ihnen eingeräumten Bewegungsfreiheit, namentlich
in bezug auf die Ansätze der Altersbeihilfen und die Bedürftig-
keitsgrenze, gemacht haben.


	Altersfürsorge = Assistance aux vieillards

